ei: 


„„ 


Geſetz-Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


—— Nr. 4. 


(Nr. 5488.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 18. November 1861., betreffend die Verleihung des 
Expropriationsrechts, der fiskaliſchen Vorrechte und des Rechts zur Chauſſee⸗ 
geld-Erhebung an den Kreis Meſeritz im Regierungsbezirk Poſen, für 
den Bau einer Chauſſee von Meſeritz bis an die Maͤrkiſche Grenze bei 
Paradies. i 


Nachdem Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den von den Staͤn⸗ 
den des Kreiſes Meſeritz, im Regierungsbezirk Poſen, beabſichtigten Bau einer 
Chauſſee von Meſeritz bis an die Märkiſche Grenze bei Paradies genehmigt 
habe, verleihe Ich hierdurch dem Kreiſe Meſeritz das Expropriationsrecht fuͤr 
die zu dieſer Chauſſee erforderlichen Grundſtuͤcke, imgleichen das Recht zur Ent⸗ 
nahme der Chauſſeebau⸗ und Unterhaltungs⸗Materialien, nach Maaßgabe der 
für die Staats⸗Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, in Bezug auf dieſe Straße. 
Zugleich will Ich dem genannten Kreiſe gegen Uebernahme der kuͤnftigen chauſſee⸗ 
maͤßigen Unterhaltung der Straße das Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes 
nach den Beſtimmungen des fuͤr die Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden Chauſſee⸗ 
geld⸗Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen Beſtimmungen uͤber die 
Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffenden zuſaͤtzlichen Vor⸗ 
ſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf den Staats⸗Chauſſeen von Ihnen ange⸗ 
wandt werden, hierdurch verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſeegeld-Tarife 
vom 29. Februar 1840. angehaͤngten Beſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei⸗ 
Vergehen auf die gedachte Straße zur Anwendung kommen. 

5 Der gegenwaͤrtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 

Berlin, den 18. November 1861. 


Wilhelm. 


v. d. Heydt. v. Patow. 


An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten 


und den Finanzminiſter. 


Jahrgang 1862. (Nr. 54885489. 4 : (Nr. 5489,) 
Ausgegeben zu Berlin den 27, Januar 1862. 


5 | 
(Nr. 5489.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 16. Dezember 1861., betreffend die Verleihung der 
i ſiskaliſchen Vorrechte fir den Bau und die Unterhaltung einer Chauſſee 


von Prierosbruͤck ber Graͤbendorf in der Richtung auf Groß⸗Beſten bis 
zur Köͤnigs⸗Wuſterhauſen⸗Buchholzer Chauſſee, im Kreiſe Teltow. 


Nachdem Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den von dem Kreiſe 
Teltow des Regierungsbezirks Potsdam beabſichtigten Bau einer Chauſſee von 
Prierosbruͤck uͤber Graͤbendorf in der Richtung auf Groß- Beſten bis zur Koͤ⸗ 
nigs⸗Wuſterhauſen⸗Buchholzer Chauſſee genehmigt habe, verleihe Ich hierdurch 
dem Kreiſe Teltow das Expropriationsrecht für die zu der Chauſſee erforderlichen 
Grundſtuͤcke, imgleichen das Recht zur Entnahme der Chauſſeebau⸗ und Unter: 
haltungs-Materialien, nach Maaßgabe der fuͤr die Staats⸗Chauſſeen beſtehen⸗ 
den Vorſchriften, in Bezug auf dieſe Straße. Zugleich will Ich dem Kreiſe 
Teltow gegen Uebernahme der kuͤnftigen chauſſeemaͤßigen Unterhaltung der 
Straße das Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes nach den Beſtimmungen 


des fuͤr die Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden Chauſſeegeld⸗Tarifs, ein⸗ 4 


ſchließlich der in demſelben enthaltenen Beſtimmungen uͤber die Befreiungen, 
ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffenden zuſaͤtzlichen Vorſchriften, wie 
dieſe Beſtimmungen auf den Staats-Chauſſeen von Ihnen angewandt werden, 
hierdurch verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſeegeld⸗Tarife vom 29. Februar 


1840. angehängten Beſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei⸗Vergehen auf die 


gedachte Straße zur Anwendung kommen. 
Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur Öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. N 
Berlin, den 16. Dezember 1861. 


Wilhelm. 
v. d. Heydt. v. Patow. 


An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten 
und den Finanzminiſter. 


(Nr. 5490.) Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Kreis⸗Obligatio⸗ 
nen des Teltower Kreiſes im Betrage von 14,050 Thalern. Vom 16. De⸗ 
zember 1861. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen ı. 


Nachdem von den Staͤnden des Teltower Kreiſes, im Regierungsbezirk 
Potsdam, auf den Kreistagen vom 15. Dezember 1858. und 22. April 1861. 


befchloffen worden, die zur Ausführung der vom Kreiſe zu unternehmenden 


Chauſſeebauten, außer der durch das Privilegium vom 16. Januar 1860. (Ge⸗ 
ſetz-Sammlung Nr. 5184. für 1860. S. 82. ff.) genehmigten Anleihe von 
20,000 Thalern noch erforderlichen Geldmittel im Wege einer Anleihe zu be⸗ 
ſchaffen, wollen Wir auf den Antrag' der gedachten Kreisſtaͤnde: zu dieſem 0 
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auf jeden Inhaber lautende, mit Zinskupons verſehene, Seitens der Glaͤubiger 
unkuͤndbare Obligationen zu dem angenommenen Betrage von 11,050 Thalern 
ausſtellen zu duͤrfen, da ſich hiergegen weder im Intereſſe der Glaͤubiger noch 
der Schuldner etwas zu erinnern gefunden hat, in Gemaͤßheit des H. 2. des Ge⸗ 
ſetzes vom 17. Juni 1833. zur Ausſtellung von Obligationen zum Betrage von 
41,050 Thalern, in Buchſtaben: Eilftauſend funfzig Thalern, welche in Einer 
Emiſſion in folgenden Apoints: 
8 Stuͤck A 500 Rthlr. = 4000 Rthlr., 
60 „ à 100 „ = 6000 „ 
411; PP de , 
1 „ „ 
= 11,050 Rthlr. 
nach dem anliegenden Schema auszufertigen, mit Huͤlfe einer Kreisſteuer mit 
0 fünf Prozent jährlich zu verzinſen und nach der durch das Loos zu beſtimmen⸗ 
den Folgeordnung jaͤhrlich vom Jahre 1864. ab mit mindeſtens Einem Pro⸗ 
zent des Kapitals, unter Zuwachs der Zinſen von den getilgten Schuldverſchrei⸗ 
bungen, zu amortiſiren find, durch gegenwärtiges Privilegium Unſere landesherr⸗ 
liche Genehmigung mit der rechtlichen Wirkung ertheilen, daß ein jeder Inhaber 
dieſer Obligationen die daraus hervorgehenden Rechte, ohne die Uebertragung 
des Eigenthums nachweiſen zu duͤrfen, geltend zu machen befugt iſt. 
Das vorſtehende Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte 
Dritter ertheilen und wodurch für die Befriedigung der Inhaber der Obliga⸗ 
tionen eine Gewaͤhrleiſtung Seitens des Staats nicht uͤbernommen wird, iſt 
durch die Geſetz⸗-Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 
Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. ö 
Gegeben Berlin, den 16. Dezember 1861. 


(L. S.) Wilhelm. 


v. d. Heydt. v. Patow. Gr. v. Schwerin. 


Provinz Brandenburg, Regierungsbezirk Potsdam. 


Obligation 
des Teltower Kreiſes 
zweite Serie 
Lütt: . 
‚über .... Rthlr. Preußiſch Kurant. 


Au Grund der untem Allerhoͤchſt beſtaͤtigten Kreistagsbe⸗ 
ſchluͤſſe vom 15. Dezember 1858. und 22. April 1 wegen Aufnahme einer 
Schuld 


(Nr, 5490.) 
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Schuld von 14,050 Thalern bekennt ſich die ſtändiſche Kommiſſton für die 


Chauſſeebauten des Teltower Kreiſes Namens des Kreiſes durch dieſe, fuͤr 


jeden Inhaber guͤltige, Seitens der Glaͤubiger unkuͤndbare Verſchreibung zu 
einer Schuld von .......... Thalern Preußiſch Kurant, nach dem zur Zeit 


geſetzlich beſtehenden Muͤnzfuße, welche fuͤr den Kreis kontrahirt worden und 
mit fuͤnf Prozent jaͤhrlich zu verzinſen iſt. 


Die Rückzahlung der ganzen Schuld von 14,050 Thalern geſchieht vom 
Jahre 1864. ab mit mindeſtens Einem Prozent, unter Zuwachs der Zinſen 


von den getilgten Schuldverſchreibungen. 
Die Folgeordnung der Einloͤſung wird durch das Loos beſtimmt. Die 
Auslooſung erfolgt im Monat Februar jeden Jahres, und ſollen die ausgelooſten 


Schuldverſchreibungen unter Bezeichnung ihrer Buchſtaben, Nummern und Bes 


traͤge, ſowie der Ruͤckzahlungstermine je vier, drei, zwei und Einen Monat vor 
den letzteren durch den Staats⸗Anzeiger, das Amtsblatt der Koͤniglichen Regie⸗ 
rung zu Potsdam — eventuell Dr anderweit von dem Staate noch naher 
zu beſtimmende Publikationsorgane — bekannt gemacht werden. 


Bis zu dem Tage, an welchem ſolchergeſtalt das Kapital zuruͤckzuzahlen 


iſt, wird es in halbjaͤhrlichen Terminen postnumerando am 2. Januar und 
1. Juli 1 Jahres, von heute an gerechnet, mit fuͤnf Prozent jaͤhrlich in 
gleicher Muͤnzſorte mit jenem verzinſet. a 


bei der Teltower Kreis⸗Kommunalkaſſe zu Berlin, und zwar auch noch in dem 
nach dem Eintritt der Faͤlligkeit folgenden Zinstermine. 


Mit der zur Empfangnahme des Kapitals praͤſentirten Schuldverſchrei⸗ 
bung find auch die dazu gehörigen Zinskupons der ſpaͤteren Faͤlligkeitstermine 
eden Zinskupons wird der Betrag vom Kapitale 


zuruͤckzuliefern. Für die f 
abgezogen. 


nicht erhobenen Zinſen, verjaͤhren zu Gunſten des Kreiſes. 


Das Aufgebot und die Amortiſation verlorener und vernichteter Schuld- 
verſchreibungen erfolgt nach Vorſchrift der Allgemeinen Gerichts-Ordnung Th. I. 


Tit. 51. HH. 120. seg. bei dem Koͤniglichen Kreisgerichte zu Berlin. 


Zinskupons koͤnnen weder aufgeboten, noch amortiſirt werden. Doch ſoll i 


demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der vierjaͤhrigen 
Verjaͤhrungsfriſt bei der Kreisverwaltung anmeldet und den ſtattgehabten Beſitz 


der Zinskupons durch Vorzeigung der Schuldverſchreibung oder ſonſt in glaub 
hafter Weiſe darthut, nach Ablauf der Verjaͤhrungsfriſt der Betrag der ange 
meldeten und bis dahin noch nicht vorgekommenen Zinskupons ausgezahlt werden. 


Mit dieſer Schuldverſchreibung find ..... halbjaͤhrige Zinskupons bis 


zum Schluſſe des Jahres 18. ausgegeben. Für die weitere Zeit werden Zins⸗ 


kupons auf jaͤhrige Perioden ausgegeben. 


Die Ausgabe einer neuen Zinskupons⸗Serie erfolgt bei der Teltower 
Kreis⸗Kommunalkaſſe in Berlin gegen Ablieferung des der älteren Zinskupons⸗ 
Serie beigedruckten Talons, wenn nicht der Inhaber der Obligation ee 4 

N da- 


Die Auszahlung der Zinſen und des Kapitals erfolgt gegen bloße Ruͤck⸗ 
1 0 der ausgegebenen Zinskupons, beziehungsweiſe dieſer Schuldverſchreibung, 
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Die gekuͤndigten Kapitalbetraͤge, welche innerhalb dreißig Jahren nach ß 
dem Ruͤckzahlungstermine nicht erhoben werden, ſowie die innerhalb vier Jahren 


ET EEE WETTER — 


29. 
Dagegen eingelegt hat. Beim Verluſte des Talons erfolgt die Aushaͤndigung 
der neuen Zinskupons⸗Serie an den Inhaber der Schuldverſchreibung, ſofern 
deren Vorzeigung rechtzeitig geſchehen iſt. f 


Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet der 
Kreis mit ſeinem Vermoͤgen. 


heit Deſſen zu Urkunde haben wir diefe Ausfertigung unter unferer Unterſchrift 
ertheilt. 
„„ „dena 8 


Die kreisſtändiſche Kommiſſion für die Chauſſeebauten im 
Teltower Kreiſe. 


provinz Brandenburg, Regierungsbezirk potsdam. 


5 7 ter Zins⸗Kupon ler Serie 


zu der 
Kreis-Obligation des Teltower Kreiſes 
zweite Serie 
Eiftltk . 


über ..... Thaler zu fünf bee Zinſen über ..... Thaler 
ar Silbergroſchen. i 


Der Inhaber dieſes 5 empfaͤngt gegen deſſen Ruͤckgabe am 
ie eee 18... und ſpaͤterhin die Zinſen der vorbenannten Kreis⸗ 
Obligation für das Halbjahr oom bis mit 


Thaler Silbergroſchen bei der Teltower Kreis-Kommunalkaſſe zu 


A „ben 18. 


Die kreisſtändiſche Kommiſſion für die Shauffeebanten im 
Teltower Kreiſe. 


Dieſer Zinskupon iſt unguͤltig, wenn deſſen 
Geldbetrag nicht innerhalb vier Jahren nach 
der Fälligkeit, vom Schluſſe des betreffenden 
Halbjahres an gerechnet, erhoben wird. 


(Nr. 5490-5491.) Pros 


Provinz Brandenburg, Regierungsbezirk Potsdam. 


Talon 


zur = 
Kreis⸗Obligation des Teltower Kreifes. 


Der Inhaber dieſes Talons empfaͤngt gegen deſſen Ruͤckgabe zu der 
Obligation des Teltower Kreiſes, 
zweite Serie Littr. ..... . AR Thaler à fuͤnf Prozent Zinſen 
Ne te Serie Zinskupons für die .... Jahre 18.. bis 18. bei der 
Teltower Kreis⸗Kommunalkaſſe zu Berlin, nach Maaßgabe der diesfaͤlligen, in 
der Obligation enthaltenen Beſtimmungen. 

„ „ dens dd. 


Die kreisſtandiſche Kommiſſion für die Chauſſeebauten im 
Teltower Kreiſe. 


(Nr. 5494.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 16. Dezember 1861., betreffend die Errichtung eines 
Handelsgerichts in Düffeldorf. 


Alf Ihren Bericht vom 9. Dezember d. J. genehmige Ich die Errichtung 
eines Handelsgerichts fuͤr den ganzen Kreis Duͤſſeldorf und den im Kreiſe So⸗ 
lingen belegenen Friedensgerichtsbezirk Opladen, mit den Buͤrgermeiſtereien Opla⸗ 
den, Burſcheid, Schlebuſch, Leichlingen, Richrath, Monheim und Witzhelden; 
daſſelbe ſoll aus einem Praͤſidenten und fünf Richtern nebſt drei Stellvertretern 
beſtehen und ſeinen Sitz in Duͤſſeldorf haben. Mit dem Tage, an welchem das 
edachte Handelsgericht in Thätigkeit tritt, hoͤrt die bisherige Kompetenz des 
andgerichts zu Duͤſſeldorf als Handelsgericht auf; doch ſind die bei dieſem 
Gerichte zu jenem Zeitpunkte ſchon anhaͤngigen Rechtsſachen auch bei demſelben 


zu beendigen. Zur Ausfuͤhrung dieſer Order, welche durch die Geſetz⸗Samm⸗ 


lung bekannt zu machen iſt, haben Sie, der Juſtizminiſter, das Weitere zu 
veranlaſſen. 
Berlin, den 16. Dezember 1861. 


Wilhelm. 
v. d. Heydt. v. Bernuth. 


An den Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten 
und den Juſtizminiſter. 


(Nr. 5492.) 
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8 — 31 — b 
(Nr. 5492.) Beſtaͤtigungs⸗Urkunde, betreffend die Genehmigung zur Erhöhung des Grund⸗ 
a kapitals der Gladbacher Aktiengeſellſchaft fuͤr Druckerei und Faͤrberei, und 
Beſtaͤtigung der Geſellſchaftsbeſchluͤſſe vom 7. November 1861. Vom 
6. Januar 1862. f 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen ı. 
fuͤgen hiermit zu wiſſen, daß Wir die Erhoͤhung des Grundkapitals der unter 
dem 22. Juni 1857. beſtaͤtigten Gladbacher Aktiengeſellſchaft fuͤr Druckerei und 
Appretur um vierhundert tauſend Thaler genehmigt und die bezuͤglichen in der 
Generalverſammlung vom 7. November 1861. gefaßten Geſellſchaftsbeſchluͤſſe 
auf 10 des Geſetzes vom 9. November 1843. mit der Maaßgabe beſtaͤ⸗ 
tigt haben: ö 
: daß die Ausgabe der Aktien über den Betrag der zu ſofortiger 
Emiſſion beſtimmten 100,000 Thaler hinaus der Genehmigung des Han⸗ 
delsminiſters bedarf, 
und daß die unter Litt. B. der Beſchluͤſſe beſtimmte Verzinſung ſich 
nur auf die eben erwaͤhnten 100,000 Thaler zu beziehen hat. 

Wir befehlen, daß dieſe Urkunde mit dem notariellen Akte vom 7. No⸗ 
vember 1861. fuͤr immer verbunden und nebſt dem Wortlaut der beſtaͤtigten 
Geſellſchaftsbeſchluͤſſe durch die Geſetz- Sammlung und durch das Amtsblatt 
Unſerer Regierung zu Duͤſſeldorf zur öffentlichen Kenntniß gebracht werde. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 6. Januar 1862. 


(L. S.) Wilhelm. 
v. d. Heydt. v. Bernuth. 
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Das in dem H. 5. des durch Allerhöchfte Kabinetsorder vom 22. Juni 1857. 
genehmigten Statuts der Gladbacher Aktiengeſellſchaft fuͤr Druckerei und Ap⸗ 
pretur beſtimmte Grundkapital der Geſellſchaft von zweihundert tauſend Tha⸗ 
lern wird um vierhundert tauſend Thaler, ſohin auf die Summe von ſechshun⸗ 
dert tauſend Thaler erhoͤht und feſtgeſetzt, getheilt in dreitauſend Aktien zu zwei⸗ 
hundert Thaler jede. 

Von der gedachten Kapitalerhöhung ad vierhundert tauſend Thaler wer⸗ 
den zunächſt Ein hundert tauſend Thaler oder fuͤnfhundert Aktien emittirt. Die 
uͤbrigen Aktien werden nach Beduͤrfniß der Geſellſchaft auf Beſchluß des Ver⸗ 
waltungsrathes und der Generalverſammlung emittirt. 

; Die Uebernahme dieſer Aktien bleibt den jeweiligen Aktionairen pro rata 

ihrer Aktienbetheiligung innerhalb einer Prakluſſofriſt von vier Wochen vom 

Tage der desfallſigen Aufforderung in den Geſellſchaftsblaͤttern vorbehalten. 
(Nr. 5492.—5493.) Die 


— 32 — \ 
Die von den Aktionairen nicht übernommenen Aktien follen für Rech⸗ 
nung der Geſellſchaft befimöglichft, jedoch nicht unter pari verwerthet werden. 

Die neu zu kreirenden Aktien erlangen erſt nach bewirkter vollen Einzahlung 
Stimmrecht in den Generalverſammlungen. d 


B. 


Die vorſtehende neue Emiſſion von fuͤnfhundert Aktien wird durch die 
Geſellſchaftsblaͤtter bekannt gemacht und den in die Geſellſchaftsregiſter einge⸗ 
tragenen Aktionairen ſchriftlich mitgetheilt. 

Jeder Aktionair hat Anrecht auf die neuen Emiſſionen. 

Sollte die Geſammtzeichnung einer Emiſſion die Summe der auszuge⸗ 
benden Aktien uͤberſteigen, ſo wird eine gleichmaͤßige Reduktion vorgenommen. 

Die obligatoriſchen Einzahlungen der neuen Aktien erfolgen nach F. 7. 
des Statuts. 

Den Aktionairen werden von den Einzahlungen fuͤnf Prozent Zinſen gut 
geſchrieben. 8 

Die Zeichner der erſten neuen Emiſſion von Einhundert tauſend Tha⸗ 
lern treten vom 1. Januar 1863. ab in den Genuß der ſtatutmaͤßigen Dividende. 


(Nr. 5493.) Bekanntmachung des Allerhöchften Erlaſſes vom 30. Dezember 1861., betref⸗ 
f fend die Genehmigung der Errichtung der „Werdener Gas-Aktiengeſell⸗ 
ſchaft.“ Vom 14. Januar 1862. 


Na Königs Majeſtaͤt haben mittelſt Allerhoͤchſten Erlaſſes vom 30. Dezem- 
ber 1861. die Errichtung einer Aktiengeſellſchaft unter der Benennung: „Wer⸗ 
dener Gas⸗Aktiengeſellſchaft“ mit dem Domizil in Werden, im Regierungsbezirk 
Duͤſſeldorf, zu genehmigen und das durch notarielle Urkunde vom 23. Oktober 


4861. verlautbarte Geſellſchaftsſtatut mit einigen Maaßgaben zu beſtaͤtigen ge⸗ 
ruht, was hierdurch nach Vorſchrift des §. 3. des Geſetzes über die Aktiengeſell! 


ſchaften vom 9. November 1843. mit dem Bemerken zur öffentlichen Kenntniß 

Neat e wird, daß der Allerhoͤchſte Erlaß nebſt dem Statut durch das Amts⸗ 

latt der Königlichen Regierung zu Duͤſſeldorf bekannt gemacht werden wird. 
Berlin, den 14. Januar 1862. 


Der Miniſter für Handel, Gewerbe Der Miniſter 
und öffentliche Arbeiten. des Innern. 


v. d. Heydt. Gr. v. Schwerin. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. Decker). 
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